Alles .... kommt von oben
B. Ullrich
Bundespräsidentenrügen haben derzeit Hochkonjunktur, woraus sich rück​schließen läßt, daß die Umkrempelungen des einstigen deutschen Sozialstaates den plutokratischen Hintergrundmächten nicht schnell genug geschehen. Roman Herzog
, Ruck-durch-Deutschland-Bundespräsident a.D., macht mit markigen Sprüchen Schleichwerbung für sein neues Buch „Mut zum Handeln“. Erst wetterte er gegen die "Rentenrepublik", dann waren die etablierten Parteien dran: "Wenn ich mir das aktuelle Personal anschaue, weiß ich nicht, ob ich lachen oder weinen soll" (wer ernsthaft eine Revolution aus​lösen will, dem fallen sicherlich noch handfestere Möglichkeiten ein!). Die Reformpolitik der vergangenen Jahre sei "dilettantisch" durchgeführt worden. „Es bräuchte politische Führung, echtes Charisma, um sie (Anm.: Die zu Ver​änderungen bereiten Bürger) zu mobilisieren.“ 
Nun, da haben wir schon das Problem! Was in Deutschland mit „charisma​tischen Führern“ geschehen kann, denen es gelingt, die Volksseele zu mo​bilisieren, das wurde uns in zahlreichen Nachkriegsprozessen vor Augen ge​führt. Wer will da schon die Nachfolge antreten? Selbst dem Ruck-Präsidenten ist es ja während seiner Amtszeit offenbar nicht gelungen, dem Volk den Weg in seinen Untergang so schmackhaft zu machen, daß es sich freudig an der Umsetzung beteiligt. Nun nölt er: „Vor allem sagt die Politik viel zu selten, wohin es geht und wie weit." Wohin es geht, das muß sich der des politischen Denkens mächtige Zeitgenosse dann aus den Einzelmaßnahmen selber ablei​ten, denn das letzte Ziel aller Globalisierungsmaßnahmen ist viel zu übel und menschenverachtend, als daß ein Politiker mit seiner Offenbarung bei den Wählern punkten könnte! 
Der beste Weg für Herzog, „mehr Reformbereitschaft unter den Deutschen zu wecken, sei eine Entlastung der Bruttolöhne von Steuern und Abgaben“. Wenige Tage vorher malte Herzog noch ein düsteres Bild in der BILD: "Ich fürchte, wir sehen gerade die Vorboten einer Rentnerdemokratie: Die Älteren werden immer mehr, und alle Parteien nehmen überproportional Rücksicht auf sie... Das könnte am Ende in die Richtung gehen, daß die Älteren die Jüngeren ausplündern". 
Bei soviel altpräsidialer Dreistigkeit kann es einem glatt die Sprache ver​schlagen! Über Jahrzehnte wird eine aktive Bevölkerungspolitik – für eigene Kinder – mit Hinweis auf „Mutterkreuze im Dritten Reich“ als nazistisch abgelehnt, und nun, mit den voraussehbaren Folgen konfrontiert, betreibt Her​zog Volksverhetzung im besten Sinn des Wortes! Alt gegen jung - als ob sich nicht zumindest diejenigen Rentner, denen die heutigen Enkel ihr Dasein verdanken, ein auskömmliches Ruhegeld redlich verdient hätten! Hätte man vor 50 Jahren das Rentensystem so umgestellt, daß kinderreiche Familien eine höhere Rentenanwartschaft als kinderarme oder kinderlose Deutsche erworben hätten, so wäre das Problem der Kinderarmut in Deutschland womöglich überhaupt nicht entstanden. 
Wechseln wir über zum nächsten – derzeit aktiven und für eine plutokratensei​tig erwünschte weitere Amtszeit in Lauerstellung befindlichen – Bundesprä​sidenten
, zu Herrn Dr. Köhler. Dieser lobt Altkanzler Schröders „historisches Verdienst“ um die berüchtigte Agenda 2010 und fordert „eine Agenda 2020, um die Arbeitslosigkeit weiter zu verringern und Vollbeschäftigung in Deutschland zu erreichen“. Kernbestandteile der "neuen politischen Agenda 2020" sollen die Bereiche Investitionen in der Wirtschaft, Investitionen in Bil​dung, Forschung und Innovation sowie Weiterentwicklung der betrieblichen Bündnisse für Arbeit sein. 
Was Köhler unter Vollbeschäftigung in Zeiten fortschreitender Globalisierung versteht, erläutert er uns im Zusammenhang mit Mindestlohnforderungen. "Dabei ist zu bedenken: Betriebe, die diese Last nicht tragen können, müssen Mitarbeiter entlassen oder im schlimmsten Fall ganz dicht machen", sagte Köhler. Er neige darum zu der Auffassung, "daß hier auch der Staat gefordert ist, mit einer Kombination von Marktlohn und gegebenenfalls einem staatli​chen Einkommenszuschuß".
Marktlohn wie in Rumänien oder China? Hiermit werden aus Arbeitern Bettler gemacht, denn sicherlich wird es diesen „Einkommenszuschuß“ nur für die​jenigen geben, die ihre gesamten „Vermögens“-Verhältnisse offenlegen. Der Steuerzahler finanziert damit die Sparmaßnahmen der Konzerne, deren Ge​winne in den Taschen derer landen, die auf Knochen der Billiglöhner „Geld machen“ wollen. Der Steuerzahler unterstützt damit zwangsweise die Ein​wanderung ausländischer Billiglohnkonkurrenten, mit deren Hilfe hierzulande die Preise „auf Weltmarktniveau“ gedrückt werden. So einen Bundesprä​sidenten muß man unbedingt noch für eine zweite Amtszeit gewinnen, denn – es gibt noch viel abzuspecken am deutschen Wohlstand!
Und Köhlerland ist auf dem besten Agenda-Weg. Der Kölner Stadt-Anzeiger meldet am 22.4.08: „In keinem anderen der übrigen 26 EU-Länder stiegen die Arbeitskosten derart geringfügig an wie in Deutschland. Das bedeutet: Deutschlands Arbeitnehmer werden im Vergleich mit den europäischen Nach​barstaaten immer billiger.“ Auch diese Nachricht aus der Frankfurter Rund​schau vom 18.4.08 muß dem BuPrä Köhler, der seine Doktorarbeit über die „Freisetzung von Arbeitskräften durch technischen Fortschritt“ geschrieben hat, Freude bereiten: „In Deutschland könnte der Niedriglohn-Sektor bald größer sein als in den USA.... Innerhalb eines Jahrzehnts sei der Anteil der Geringverdiener stark gestiegen - und zwar von 15 auf 22 Prozent. Damit lag Deutschland 2005 knapp über dem britischen Niveau. Selbst der folgende Konjunkturaufschwung habe den Trend nicht gestoppt, die Rate stieg noch mal leicht an. Inzwischen sind rund 6,5 Millionen Menschen Geringverdiener. In Frankreich ist die Quote gerade mal halb so hoch wie hierzulande, in Dänemark ist sie noch niedriger.“

Im Klartext heißt das, daß schon fast jeder vierte sozialversicherungspflichtig Beschäftigte ein Geringverdiener ist! Auf der Weltnetzseite der Hans Böckler Stiftung lesen wir sogar: „WSI: 7,8 Millionen Menschen mit Fulltimejob leb​ten 1997 als Geringverdiener und erhielten prekäre Löhne (23,8 Prozent im Westen, 26,0 Prozent im Osten) oder sogar Armutslöhne (12,1 West, 9,5 Ost). Verdienstgrenze für den Armutslohn: 1.442 Euro brutto.“

Die Tendenz ging also schon einige Jahre vor der Installierung des ehemaligen IWF-Direktors Köhler als Bundespräsident der BRD in die von ihm angepeilte Richtung – mithin abwärts. Was ist das Ziel? Eine 20 : 80 Aufteilung mit einer wohlhabenden Oberschicht als Garant für den Systemerhalt und einer verarm​ten Unterschicht, deren Angehörige ums nackte Überleben kämpfen? Schade, daß der Amtseid nicht einklagbar ist!
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